
Gegen den Stillstand –
für mehr Entwicklung

Martin Huser, Sie sagen wie die CVP Kanton
SG Ja zur Rückführung des kantonalen Ver-
bandsbeschwerderechts auf das Bundes-
recht. Welches ist für Sie als Präsident der
Wirtschaft Region St.Gallen (WISG) der
Hauptgrund für Ihr Ja?
Huser: Für mich steht die wirtschaftliche Ent-
wicklung unseres Standorts im Vordergrund.
Wir müssen das Verbandsbeschwerderecht
im Interesse investorenfreundlicher, verläss-
licher Bauverfahren aufs Wesentliche fokus-
sieren. Das kantonale Beschwerderecht ist ein
Relikt von früher, als es noch keine Natur- und
Umweltschutzvorschriften gab. Das ist heute
anders. Zudem haben wir heute auch in den
Verwaltungen zahlreiche Spezialisten, die sich
eingehend mit diesen Fragen beschäftigen.

Andreas Widmer, wie beurteilen Sie das
als profilierter KMU- und Landwirtschafts-
Vertreter im Kantonsrat?
Widmer: Das kantonale Verbandsbeschwer-
derecht ist heute nicht mehr nötig. Natur- und
Heimatschutz bleiben gewährleistet. Das natio-

nale Verbandsbeschwerderecht von über 30
nationalen Organisationen besteht weiter.
Auch das kantonale Natur- und Heimatschutz-
recht ist heute weit ausgebaut. Alle Gemein-
den haben Schutzverordnungen. Zudem sind
die Leute heute gegenüber der Natur viel
sensibler als früher. Das kantonale Beschwer-
derecht bietet Einzelpersonen zu viel Macht
im Einspracheverfahren. Das führt zu Miss-
brauch und negativen Erfahrungen.

Können Sie dazu Beispiele nennen?
W.: Ein bekanntes ist das Heberlein-Areal in
Wattwil, ein Industrieareal von 6 ha, das neu
genutzt werden könnte: Auf Einsprache des
Heimatschutzes musste auf einen Teil des
Rückbaus verzichtet werden.
H.: Ein klassisches Beispiel ist auch die Über-
bauung Güterbahnhof in St.Gallen: Natur-,
Heimatschutz und VCS waren bei der Projekt-
Entwicklung dabei und haben trotzdem Ein-
sprachen erhoben. Als diese abgelehnt wur-
den, trugen sie indirekt über andere Or-
ganisationen zum Referendum bei. Das ist
ein demokratisches Recht, doch die Einspra-
chen waren unnötig.

Am 17. Juni entscheidet das St.Galler Stimmvolk,

ob das kantonale Verbandsbeschwerderecht ab-

geschafft werden soll. Ja, sagen die CVP-National-

ratskandidaten Martin Huser und Andreas Widmer:

Das nationale Beschwerderecht schützt Natur und

Heimat wirkungsvoll.
Von Iwan Köppel,

Parteisekretär
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editorial
Liebe Leserinnen und Leser

Die Wahlen rücken näher. Die «heis-
se» Phase desWahlkampfs steht erst
noch bevor. Temperatur und Nervo-
sität steigen aber bereits. Nach der
SP – dieWahlschlappe in Zürich lässt
grüssen – «nervöseln» nun auch FDP
und SVP deutlich. Der rasche «Ross-
wechsel» der Zürcher SVP mitten in
den Vorbereitungen zur Ständerats-
wahl und die Wirren um die Rechts-
Allianz sprechen Bände: Bei beiden
liegen die Nerven blank.

Was in Zürich abläuft, ist aber auch
in anderer Hinsicht entlarvend: Die
FDP gibt sich zwar nach aussen hin
fortschrittlich-aufgeschlossen-liberal
– zu diesem Zweck die grossspurige
«Hop Sviz»-Kampagne. In Tat und
Wahrheit aber sitzt sie fest im Ruck-
sack der SVP und trägt deren wirt-
schaftshemmend-isolationistisch-na-
tionalkonservativen Kursmit.Die FDP
hat sich definitiv aus dem politischen
Zentrum verabschiedet.

Fazit: Die CVP ist die einzige wirkliche
Zentrumskraft, die unser Land mit
tragfähigen, realisierbaren und nach-
haltigen Lösungen vorwärts bringt.
Lesen sie, wie. Und geben Sie das
«präzis» auch weiter, sei es ausge-
druckt oder in elektronischer Form.

Urs Schneider, Parteipräsident
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33 xx JAJA amam 17.17. JuJunini
> JAJA zurzur 5.5. IVIV-Revision-Revision
«Die Revision ist dringend nötig und massvoll.»
Eugen David, Ständerat

> JAJA zurzur VeVerbandsbeschwerrbandsbeschwerdede
mitmit MassMass
«Die kantonale Verbandsbeschwerde ist nicht mehr
nötig. Natur- und Heimatschutz bleiben gewährleistet.»
Barbara Keller-Inhelder, Kantonsrätin, NR-Kandidatin

> JAJA zumzum NeubauNeubau desdes ZentrumsZentrums
fürfür AlterspsychiatrieAlterspsychiatrie inin PfäfersPfäfers
«Der Neubau ist nötig für die Erfüllung des Leistungs-
auftrags.» Felix Bischofberger, Kantonsrat

CVP-Nationalratskandidat Martin Huser
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Als weiterer Grund für die Abschaf-
fung des kantonalen Beschwerde-
rechts wird seine Vorwirkung genannt.
Was ist darunter zu verstehen?
H.: Die Drohung einer Verzögerung des
Bewilligungsverfahrens durch die Ver-
bände bewirkt oft schon ganz am
Anfang, dass die Investoren verzichten
oder unattraktive Kompromisse einge-
hen. Das verfälscht auch die Statistik der
letztinstanzlichen Entscheide.

Wie lässt sich die Abschaffung des
kantonalen Verbandsbeschwerderechts
mit den umwelt- und energiepoliti-
schen Anliegen der CVP vereinbaren?
W.: Das eine hat mit dem anderen nichts
zu tun. Das kantonale Verbandsbeschwer-
derecht wirkt sogar zum Teil umwelt- und
energiepolitisch hinderlich. Oft werden
energetisch dringend nötige Sanierungen
unter dem Titel Heimatschutz verhindert.
H.: Die Abschaffung ermöglicht eine Raum-
entwicklung mit Mass. Es geht um eine
kluge und sinnvolle Nutzung unserer
beschränkten Ressource Land. Umwelt-
gerecht Bauen heisst auch Verdichten,
heisst Bauen, wo Dienstleistungen vor-
handen sind, nicht auf der grünen Wiese.
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Eine Initiative der Zürcher FDP will die
Verbandsbeschwerde auch national
stark «stutzen». Der Bundesrat hat die
Initiative befürwortet. Wie stehen Sie
dazu?
W.: Das Ja des Bundesrats ist ungünstig.
Das Parlament wäre auf der richtigen
Schiene: Es will eine Anpassung, aber
keine Abschaffung. Die entstandene Ver-
unsicherung ist verständlich. Wir müssen

aber klar trennen: Das kantonale Ver-
bandsbeschwerderecht brauchen wir nicht
mehr, das nationale schon.
H.: Genau weil das Verbandsbeschwerde-
recht auf Bundesebene bestehen bleiben
wird, ist das Kantonale abzuschaffen, um
so das Beschwerderecht auf die wichti-

«Aus der Pfalz»

Klima- wie Steuerpolitik:
Nachhaltig statt utopisch

Fortsetzung von Seite 1

gen, grossen Projekte und für langjährige,
national tätige Verbände zu konzentrie-
ren. So kann dem Missbrauch ein Riegel
geschoben werden.

Zum Schluss: Wie sieht unser Kanton in
zwanzig Jahren aus, wenn das Volk am
17. Juni Ja sagt? Wie, wenn es Nein sagt?
H.: Bei einem Ja spart der Kanton und
gewinnt die Bevölkerung: mit attraktiven
Standortträgern dank neuen Investoren.
Ein Nein würde Kanton und Investoren
kosten. Die Unsicherheit bliebe bestehen.
Nicht jeder ist bereit, dieses Risiko auf sich
zu nehmen. Das würde sich für den Stand-
ort im Wettbewerb negativ auswirken.
W.: Ein Ja ermöglicht aus Städte- und
Agglomerations-Sicht eine bessere Raum-
und Siedlungsplanung. Aus ländlicher Sicht
entsteht mehr Raum für Neu- und Um-
nutzungen alter Bausubstanz – gegen eine
Verlotterung der Regionen. Ein Nein würde
lähmen und uns gegenüber Kantonen wie
GR und SZ benachteiligen, die kein eigenes
Beschwerderecht haben.

Martin Huser, Andreas Widmer, vielen
Dank für das Gespräch. Wir wünschen
Ihnen weiterhin viel Erfolg.

Der Kantonsrat nahm in der Juni-Session

Amtsberichte und Rechnung 2006 ab. Sie

zeigen den Kanton in bester Verfassung.

In der anschliessenden Klima-Session hiess

der Rat die Basis für die Förderung erneu-

erbarer Energien im Energiegesetz gut.

Die CVP-Fraktion nimmt die gute Finanz-
lage des Kantons erfreut zur Kenntnis,
warnt aber vor Übermut. Die Voten im
Rat zur Rechnung 2006 lassen erahnen,
dass die Budgetdebatte im Herbst 2007
zum «heissen Tanz» wird. Begehrlichkeiten
von links und rechts werden Hochkonjunk-
tur haben. Die CVP will den gewonnenen
Spielraum für steuerliche Erleichterungen
nutzen. Mittelstand und Familien sind
weiter zu entlasten. Wir wollen eine
verlässliche, langfristig angeleg-
te Steuerpolitik und keine
Effekthascherei. Das Rezept
dafür ist am ehesten in einer
Kombination «Steuerfuss-Sen-
kung und tarifarische Massnah-
men im Steuergesetz» zu suchen.

Klima: Handlungsbedarf erkannt
Professor Thomas Stocker, renommierter
Klima-Experte der Universität Bern, zeigte
es zum Auftakt der Klima-Session über-
zeugend auf: Die Klimaerwärmung ist
durch uns Menschen verursacht. Das gibt
uns die Chance und nimmt uns in die
Pflicht, Gegensteuer zu geben. Die
Erwärmung ist zwar ein globales Pro-
blem, sie wird jedoch lokal und durch

jeden Einzelnen mit verursacht.
Deshalb sind Massnahmen auf

allen Ebenen nötig: auf kanto-
naler und Gemeinde-Ebene
genauso wie international
und auf Bundesebene. Wer

das wie die SVP ignoriert, be-
treibt Vogel-Strauss-Politik und

schadet unserem Land. Eine nachhaltige
Umwelt-, Energie- und Klimapolitik im
Kanton muss bei der Steigerung der Ener-
gie-Effizienz, der Förderung erneuerba-
rer Energien, der Bewusstseinsschärfung
und Umweltbildung sowie bei Energie-
sparmassnahmen im Baubereich – Stich-
wort Minergie – ansetzen. Der Kantons-
rat hat diese Optik mit der Überweisung
sämtlicher CVP-Vorstösse in diesen Berei-
chen klar bestätigt.

Zugleich legte der Rat im Energiegesetz
die Basis für die Förderung erneuerbarer
Energien. Die Investition in Forschung
und Entwicklung erneuerbarer Energien
bringt neben dem ökologischen klaren
wirtschaftlichen Nutzen: Jeder investier-
te Franken fliesst mehrfach in die heimi-
sche Wirtschaft zurück. Entscheidend ist
die Wirksamkeit der Technologien und
Massnahmen. Die Nagelprobe folgt erst.
Die Regierung will noch dieses Jahr ein
Energieleitbild und konkrete Massnah-
men präsentieren.

Ammann und Göldi in Schlüssel-
positionen
Der Rüthner Gemeindepräsident Thomas
Ammann wurde ehrenvoll auf den Vize-
präsidenten-Stuhl gewählt. In der Person
von Peter Göldi übernimmt nach Christoph
Häne wieder ein profiliertes und kompe-
tentes Mitglied der CVP-Fraktion das Prä-
sidium der Staatswirtschaftlichen Kommis-
sion. Herzliche Gratulation an beide!

Von Armin Eugster,
Fraktionspräsident

CVP-Nationalratskandidat Andreas Widmer
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Integration: Für eine
stabile Gesellschaft

Die immer wieder diskutierten Fragen zur

Integration der ausländischen Bevölkerung

verlangen nach klaren Antworten. Die CVP-

Fraktion im Kantonsrat hat ihre Haltung in

einem Positionspapier zusammengefasst. Sie

setzt auf klare, faire und verbindliche Regeln.
Von Benedikt Würth,

Vize-Fraktionspräsident

Ziel und Zweck funktionierender Integra-
tion ist das friedliche Zusammenleben der
schweizerischen und der ausländischen Be-
völkerung. Dieses ist eine grundlegende
Voraussetzung für Stabilität und Wohler-
gehen unserer Gesellschaft. Ausgrenzung
erschwert das friedliche Zusammenleben.

Funktionierende Integration erfordert
klare Regeln, die sowohl Rechte als auch
Pflichten der ausländischen Bevölkerung
verbindlich fixieren. Die Einhaltung und
der Vorrang der schweizerischen Rechts-
ordnung sind von allen Beteiligten als

Früher, so hat man mir erzählt, haben die
Evangelischen an Allerheiligen die Wäsche
aufgehängt, und die Katholischen haben am
Karfreitag Gülle ausgetragen. Heute, so habe
ich gehört, greift die SVP wieder auf solch
bewährte Rezepte zurück und will Minarette
verbieten. Und morgen, so muss ich vermu-
ten, wird sie immer noch nicht verstanden
haben, worauf der Wohlstand in unserem
Land beruht. Unsere Volkswirtschaft ist doch
genau deshalb so erfolgreich, weil in unserem
Land Pluralismus, Toleranz und Demokratie
gelebt werden.

Für die Schweizerische Verbotspartei SVP sind
das Fremdwörter. Sie ist einfacher gestrickt
und versucht seit Jahrzehnten, mit simplen
Scheinlösungen und neuen Verboten auf viel-
schichtige Veränderungen zu reagieren. Auf
dass wir bald wieder im vorletzten Jahrhun-
dert landen und das haben, was die SVP will:
keine Minarette, weniger Wohlstand, mehr
Gülle am Karfreitag. Dorthin, wo es die Ver-
hinderungs- und Verbotspartei SVP offenbar
hinzieht, kann weder ein rationaler Ökonom
noch ein überzeugter Christ wollen: in die
wirtschaftliche Abschottung, in ein Klima von
Intoleranz und politischer Willkür. Diesen Alb-
traum überlassen wir der SVP.

Ihr Böserwisser
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selbstverständliche Voraussetzung des Zu-
sammenlebens zu anerkennen. Unumstöss-
liche Grundsätze bilden insbesondere Re-
ligions- und Kultusfreiheit sowie Gleich-
stellung von Mann und Frau.

Integration ist keine einseitige Ange-
legenheit. Es braucht dazu einerseits den
Willen und die Anstrengungen der Aus-
länderinnen und Ausländer selbst, ander-
seits auch die nötigen Hilfestellungen
von Gesellschaft, Wirtschaft und Staat.
Integration kostet Aufwand, Zeit und
Geld; sie ist nicht umsonst zu haben.

CVPCVP Frauen:Frauen: NeueNeue PräsidentinPräsidentin gewähltgewählt
AnAn derder HVHV derder CVPCVP FrauenFrauen KantonKanton

SGSG wurwurdenden PatriziaPatrizia AdamAdam zurzur Präsi-Präsi-

dentindentin gewähltgewählt undund diedie National-National-

ratskandidatinnenratskandidatinnen vonvon CVPCVP undund

JCVPJCVP vorgestellt.vorgestellt.

übrigens

Vor der HV nutzten zahlreiche Frauen die
Gelegenheit zur Besichtigung der Firma

Lista Office AG in Degersheim mit Vor-
trag zum Thema «Neue Arbeitswelten».

Die Versammlung fand im Hotel Wolfens-
berg statt. Nach der Begrüssung durch Ge-
meindepräsident Reto Gnägi führte Prä-
sidentin Maria Bollhalder zügig durch die
Traktanden. Drei Frauen wurden aus dem
Vorstand verabschiedet: Denise Camele,
Schmerikon, Christa Grämiger, Bronsch-
hofen, und Esther Vorburger, St.Gallen.
Nach zwei Jahren als Co-Präsidentin und
drei Jahren als Präsidentin trat auch Maria

Bollhalder zurück. Patrizia Adam aus
St.Gallen ist bereit, das Präsidium für ein
Jahr zu übernehmen. Bis zur nächsten HV
bleibt nun Zeit, um eine Nachfolgerin zu
finden. Für die jahrelange Arbeit und das
Engagement wurde den Frauen mit einem
Präsent und kräftigem Applaus gedankt.

Anschliessend bot sich Gelegenheit, Na-
tionalrätin Lucrezia Meier-Schatz und die
NR-Kandidatinnen Theres Engeler-Bisig,
Melanie Helfenberger und Barbara Kel-
ler-Inhelder von der CVP sowie Petra Beck
und Yvonne Suter von der JCVP kennen
zu lernen.

Elisabeth Nagy-Rieser,
Vorstand CVP Frauen Kanton SG

plattform

Yvonne Suter, NR-Kandidatin JCVP, Nationalrätin Lucrezia
Meier-Schatz, NR-Kandidatin Melanie Helfenberger, Maria
Bollhalder und Patrizia Adam, die abtretende und die neue
Präsidentin, Petra Beck, NR-Kandidatin JCVP (v. li.).

DieDie wichtigstenwichtigsten PoPositionensitionen
VeVerbindlicherbindliche RegelnRegeln fürfür SchuleSchule undund UnterrichtUnterricht
Der Schulunterricht findet auf der Basis unserer christ-
lichen abendländischen Werte statt. Kantonale und
kommunale Schulerlasse sind konsequent durchzuset-
zen. Die Schulträger sollen klare Spielregeln zur Beklei-
dung an den Schulen für alle Beteiligten festlegen und
durchsetzen. Die CVP erwartet vom Erziehungsrat dazu
Empfehlungen. Es darf verlangt werden, dass auf das
Tragen des Kopftuchs verzichtet wird. Das Tragen des
Kopftuchs durch Lehrpersonen in öffentlichen Schulen
verletzt den Grundsatz der Gleichstellung von Mann und
Frau. Die Pflicht zur Teilnahme an allen obligatorischen

Schulstunden und -anlässen gilt für alle Schülerinnen und
Schüler. Ebenso hält die CVP am Religionsunterricht der öf-
fentlich-rechtlich anerkannten Landeskirchen in der Volks-
schule fest – als Bestandteil des Lehrplans und in den Schu-
len. Wer nicht daran teilnimmt, soll stattdessen einen Ersatz-
unterricht in «Religion und Kultur» oder Ethik besuchen.

KlarKlare,e, fairfairee RegelnRegeln fürfür rereligiöseligiöse BautenBauten undund FriedhöfeFriedhöfe
Die CVP-Fraktion spricht sich gegen ein pauschales und
absolutes Minarett-Verbot aus. Es ist jedoch im Baugesetz
klar zu regeln, wo, wie, unter welchen Voraussetzungen
und in welcher Grösse religiöse Bauten stehen können
und sollen. Auf staatlichen Friedhöfen besteht kein
Anspruch auf Sonderrechte. Die CVP setzt auf pragmati-

sche Lösungen, die im Gespräch zwischen den Reli-
gionsgemeinschaften, den Behörden und der betroffe-
nen Bevölkerung gefunden werden.

BekämpfungBekämpfung vonvon ZwangsverheiratungenZwangsverheiratungen undund
ExtrExtremismusemismus
Jegliche Verletzung des heute erreichten Standards der
Frauenrechte ist zu bekämpfen. Die Gesellschaft ist
wirksam vor fundamentalistischen Akteuren zu schützen.
Religiös-fundamentalistische Organisationen sind zu
überwachen und gegebenenfalls zu verbieten.

AufAuf wwwwww.cvp-sg.ch.cvp-sg.ch (Positionen)(Positionen) findenfinden SieSie dasdas ganzeganze
PositionspapierPositionspapier..

http://www.cvp-sg.ch/de/persondetail---15--1011--17--0--11.html
http://www.cvp-sg.ch/upload/prj/document/PosPapier-Integration_def-070219.pdf
http://www.cvp-sg.ch/upload/prj/document/PosPapier-Integration_def-070219.pdf
http://www.cvp-frauen-sg.ch
http://www.cvp-frauen-sg.ch
http://www.cvp-frauen-sg.ch


Mit einem grossen Strassenfest

in der St.Galler Marktgasse ist

die CVP Kanton SG schwungvoll

in den Wahlkampf gestartet.

Im «Talk» mit Moderator Christian Manser
blickte Christophe Darbellay, Präsident
der CVP Schweiz, optimistisch auf den
Wahlherbst: «Die CVP hat in den letzten
vier Jahren viel erreicht. Wir haben ein
griffiges Programm mit klaren Positionen
erarbeitet und setzen es konsequent um,
mit konkreten Forderungen und Lösun-
gen.» Er verwies auf die Wirtschaftspolitik
mit der erfolgreichen Sicherung des bila-
teralen Weges und dem Kampf für mehr
Wettbewerb und tiefere Preise. Auch in
der Familienpolitik hat die CVP mit der
Erhöhung der Kinder- und Ausbildungs-
zulagen ein wichtiges Etappenziel er-
reicht: «Nun müssen wir erreichen, dass
Frauen und Männer das Miteinander von
Familie und Beruf frei und harmonisch

gestalten können.» Als prioritäre Heraus-
forderung nannte Christophe Darbellay
die Umwelt- und Energiepolitik: «Das
Klima zwingt uns zum Handeln. Das tun
wir. Dabei bauen wir auf Energieeffizienz
und technologische Innovation.»

Als ihre zentralen Anliegen nannten die
«Köpfe» von CVP und JCVP Kanton SG
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regionen

Umwelt- und Energiepolitik

standen im Zentrum des Wahl-

auftakts der CVP Rheintal in

Oberriet. Gestartet wurde –

zum Thema passend – per Velo

und mit eigener Muskelkraft.

Wahlstabsleiter Werner Ritter betonte:
«Die CVP legt sich mit dem bewussten Ak-
zent auf der Umwelt- und Energiepolitik
nicht bloss ein grünes Mäntelchen um!
Politik ist, Antworten auf Fragen zu geben,
die Menschen beschäftigen, und Lösungen
zu finden für die Probleme unserer Zeit.»

Die Stossrichtung der Umwelt- und Ener-
giepolitik legten die Nationalratskandi-
daten Hans Frei, Kantonsrat aus Diepold-
sau, und Markus Ritter, Stadtrat aus
Altstätten, dar. «Wir dürfen keinen Raub-
bau betreiben», betonte Hans Frei, «und
müssen unseren Nachkommen intakte

auf den Nationalratslisten 3 und 4 eine
gesunde Wirtschaft, die Stärkung der
Regionen und die Sicherung der Lebens-
räume mit einer nachhaltigen Umwelt-
und Energiepolitik. Kämpferisch zeigte
sich Ständerat Eugen David: «Die Pole
blockieren. Wir im Zentrum bringen
unser Land vorwärts. Deshalb müssen wir
dafür kämpfen, unsere Position im Parla-

ment und im Bundesrat wieder
zu stärken.»

Wie der gesamte Wahlkampf
der CVP Kanton SG stand das
Strassenfest unter dem Leit-
motiv: «Wir bewegen.» Bewe-
gung und Schwung waren
auch an den Marktständen
rund um das Festzelt greifbar.
Alle Regionalparteien präsen-
tierten innovative Projekte, tou-
ristische Attraktionen und kuli-
narische Leckerbissen.

Iwan Köppel, Parteisekretär

Lebensgrundlagen sichern.» Zur Durch-
setzung der Nachhaltigkeit genüge es
nicht, nur auf Freiwilligkeit zu setzen:
«Lenkungsmassnahmen sind gut, aber sie
dürften kaum ausreichen – ohne Verbote
geht wohl zu wenig.»

Biogas oder auch der Anbau von Pflan-
zen zur Biodiesel- oder Ethanolproduk-
tion böten zwar gewisse Chancen, führte
Markus Ritter, Präsident des kantonalen
Bauernverbands, aus: «Wir setzen uns in

der Schweiz jedoch klar für die Lebens-
mittel-Produktion ein.» Sorgen bereiten
Ritter die Auswirkungen des Klimawan-
dels. Zwar könnte die Schweizer Land-
wirtschaft bei einer Erwärmung um zwei
bis drei Grad möglicherweise sogar profi-
tieren. In weiten Teilen der Erde sei aber
die Fruchtbarkeit der Böden wegen des
Wassermangels gefährdet.

Patrick Dürr, Präsident CVP Rheintal

Klare Positionen und überzeugende Köpfe

CVP Rheintal pedalt schwungvoll
in den Wahlkampf

Sportlich und umweltfreundlich unterwegs (v. li.): Wahl-
stabsleiter Werner Ritter, Nationalratskandidat Hans Frei
und Boris Tschirky, Präsident der CVP Oberriet.
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